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VI. 


Das Object der Verwaltung find beſtändig wechſelnde, heute 
entſtehende, morgen verſchwidende Verhältuiſſe. Durch dieſe Flüſſigleſt 
des Gegenſtaudes it auch das ſtarre Feſthalten an adminiſtrakiven 
Normen ausgeſchloſſen. So wie das Verhältniß ſich ändert, eröffnet 
ſich ein neuer Geſichtspunkt für die Verwaltung 

Dieſe Regelloſigkelt der foctalen Erſcheinungeu, das Auf⸗ und 
Untergehen plößlichel Neigungen und Bedürfniſfe, die Entwicklung und 
der Verfall beſtimmter Vereintzthätigkeitenn mit einem Worle Zuſtände, 
die nur im Wechſel beharrlich find, bieten, inſoferne ſie einen Eingriff 
des Staates nothwendig machen, die größten Schwierigkeiten dar. 

So wie der einzelne Fall, dieſer oder jener beſtunmte Verein, 
ja ſelbſt die Methode, mit der er bei der Löſung der übernommellen 
Bermaltungsaufgabe vorgeht, ein Object für die Beobachtung liefert, 
ſo wichtig, ja von fo außerordeutlichem Intereſſe ſcheint es mir für 
die Regierung zu fein, daß fie ein Bild der Geſammtthäigkeit der 
Vererne und einzelner Kategorten derſelhen gewinne. Hiezu bleibt ahr 
kein Mittel, als die Zuhiffenabme der Statiſtik, dieſer leider 
noch viel zu wenig beachteten und zu ungenügend ausgebeuteten Wiſ⸗ 
ſenſchaft. 

Die Schwierigkeiten, welche ſich in dieſer Hmſicht den Vollzugs⸗ 
organen entgegengeſtellt haben und welche die Urſache der bisherigen 
Veruachläffigung der Zuſaummenſtellung ſtatiſtiſcher Notizen waren, 
mögen vielleicht hanptſächlich darin zu ſuchen geweſen fein, daß von 
Seite wirkhſchaftlicher Suftktute im Intereſſe khrer Geſchäftspolittk und 
ihrer Erwerböweſſe Anſtande gegen jede Veröffentlichung, ja ſelbſt 
gegen die Mittheilung der unerläßlichſten Daten erhoben worden find, 
danu darin, daß es bei den zur Sammlung, Sonderung und Zuſam⸗ 


menſtellung der ſtatiſtiſchen Notizen berufeuen Organen nicht nur 
überhaupt an einer genauen Kenntniß gemangelt bat, welche Daten fie 
zur Berfaffung ihrer Ausweiſe von den Vereinen fordern durften, 
ſondern well ſie auch dieſen gegenüber entweder kein Zwangsrecht be- 
hufs richtiger und untfaſſender Angaben hatten, oder die Grenzen Dede 
ſelben nicht genau kannten. 

Da aber durch die Abtrennung der Erwerbsgeſellſchaften von den 
übrigen Vereinen, jo wie ſie durch das Geſetz vom 15. November 
1867 vollzogen worden iſt, gerade jener Theil der ſtatlſtiſchen Notizen 
entfällt, der eine beſondere Deltegteſſe in der Nachfrage und Veröf⸗ 
ſentlichung erfordert, fo iſt damit ein Theil der Hinderniſſe entfal⸗ 
len; der andere entſiele durch Concentrirung des ſtatifteſchen Dienftes 
in den Statthaltereien, 

Ich rede hier von einem beinahe neuen adminiſtrativen Gegen 
unbe und erlaube mir deßhalb, einige kurze Bemerkungen ferner 
Durchführung zu widmen. 

Um den Kraftwerth der Vereine kennen zu lernen, auf deren 
Unterſtützung oder auf deren Gegnerſchaft die Regierung gewärtig fein 
muß, genügen äußerſt wenige Angaben. 

Die blaherigen, obwohl ganz erfolglos gebftebenen Verfuche eiues 
ſtattſtiſchen Syſtemes der Vereine ſcheſterten au der Menge der Daten, 
welche man den fo vielfach verſchiedenen Vereinen abverlangen wollte, 
um etn Schema ihrer Wirkſamfelt zu haben. Man würde wegen ber 
Diverfität ihrer Zwecke, Zuflüſſe und Verwendungen unzählige Kater 
gorien zu bilden gehabt haben. 

Die Sache verlangt aber 
Momente. 

Die Bedeutung der Aufſtellung ſtatiſtiſcher Daten über das 
Vereingweſen liegt nicht in der fleißigen und discermirenden Verthei⸗ 
lung der Ziffern, nicht int Gewinne möglicher Rubrtken, ſondern in 
der Kunſt, alle für die Verwaltung eutſcheidenden Montenke auf we⸗ 
nige Zahlen zuſammenzuführen. 

Auf dfeſem Wege gelangt man zur Ueberzeugung, daß, ſo ver⸗ 
ſchteden die Vereine an Zweck wird Verwendung fein mögen, doch mur 
einige, allen eigenthümliche Merkmale vorkommen, aus welchen ſich das 
Bild ihrer Thätigkeit entwerfen läßt, und aus deren glücklicher Com⸗ 
bination ſich imöglicherweiſe Annahmen für die Bedürfnifſe und Schliffe 
auf die geſetzlichen Veränderungen finden laſſen werden, deren das eine 
oder dag andere Gebtet der Verwaltung bedarf. 

Vereine mit gewaltigen Mittehr und bedeutenden Verwendungen 
entſtehen nur, wo das Bedürfuiß fie weckt, hunderte von Vereinen 
vergehen, kaum gegründet, weil ſie für die geſelſſchaftliche Ordnung 
überflüſſig geweſen find. 

Gegenſtand der Beobachtung muß alſo vor Allem das Mengen⸗ 
verhältuiß der Milglieder, der Beiträge und der ſonſtigen Zuffüſſe 
fein, die fich für einen beſtimmten Zweck ſammeln. 

Eben fo wichtig wird es für die Regierung fein, die Inteuſtvi⸗ 
tät des Intereſſes kennen zu lernen, mit dem die Vereſue im Allge⸗ 
meinen, oder dieſe und jene Kategorie derſelben au ihren Gegenſtand 
herantreten, wie ſtark der Drang und [ncialer Erdrierung 
öffentlichrechtlicher Gegenftäude iſt, in welchem Maße hiebei 


abe hier nur einfache, gemeinſame 


die geſellſchaftliche, die collegiale und die bureaukratiſche Behandlung 
zur Geltung kommt, und mit welchen Kräften die Beſchlüſſe vollzogen 
werden. 

Die Keuntniß über das Vermögen und die Vermögensark der 
Vereine ferner tft eine höchſt weſeutliche Quelle adminiſtrativer Er⸗ 
fahrung und eben fo wiſſenswerth, als der Umſtaud, was die freie 
Verwaltung der Vereine koſte 

Deu wichtigſten Maßſtab aber zur Beurtheilung der ſocialen 
Thätigkeit im Ganzen und der gewiſſer Verelnskategorſen insbeſon⸗ 
dere böte die Nachweiſung deſſen, was überhaupt für den 
Vereinszweck geletſtet wird. Auf dieſem Puukte iſt es aber 
äußerſt ſchwer, ein allen Vereinen gemeinſames, auf Zahlen reducir⸗ 
bares Merkmal zu finden. Hier müfſen wir uns mit zwei Daten be⸗ 
ſcheiden; erſteus mit der Feſtſtellnng, was an Geld ausſchließlich der 
Verwaltungsausgabeu für den Vereinszweck ausgegeben worden iſt, 
und zweitens, wie groß der ſchriftliche Aufwand des Vereines war. 

Hier wird die Stattſtik zugleich das controllreude Organ, die 
Entlarverin zweckloſer Einungen und gewiſſer zweifelhafter und dunk⸗ 
ler Thätigkeiten ſein, deren Deviſe das „meu caligme tutus“ iſt. 

Ju den erwähnten Richtungen, welche ſich uach deu gegebenen 
Andeutungen auf ſehr weuige Rubrkten zuſammeufaſſen laſſen, tt Allez 
erſchöpſt, was die Regterung im Allgemeinen über die Wirlſamkeit 
des Vereinsweſens wifſen muß. Dieſes iſt ihr aber auch das nahezu 
Unentbehrliche. 

Was über den erwähuten Inhalt hinausgeht, iſt Gegenſtand der 
freien Wiſſenſchaft, aber kein nothwendiges Hilfsmittel der Ver⸗ 
waltung. Ein weiteres Forſchen nach etwa noch zweckdieulich erſchei⸗ 
nenden Angaben mag Veranlaſſung zu fpeciellen Verhaudlungen mit 
den Vereinen bieten. 

Die einzige Ausdehnung, welche ſich erwünſchen ließe, wäre die 
betreffs der Angaben über den Aufwand der Vereine für ihren Zweck 
und in der Darſtellung ihrer Erfolge. Für die letzteren gibt es aber 
platterdiugs lein durch Zahlen darſtellbares allen Vereinsthätigkeſten 
gemteiuſames Merkmal, von dem aus wir auf die richtige oder minder 
entſprechende Löſung der vorgenommenen Aufgaben Schlüſſe ziehen 
konnen. 

Die Regierung muß daher dleſes Gebiet dem Eifer und dem 
Privatfleiße ihrer Beamten, oder wieder der Thätigkeit eigener ſta⸗ 
üiſtiſcher Vereine überlaſſen, deren es leider iu Oeſterreich uoch 
ſehr weuige gibt. 

Hier bitte ſie alſo anregend, ermunternd und mit Entlohnungen 
zu wirken. 

Wenn die Regierung dahin kame, die Vereine durch ein Geſetz 
ober im Verorduungswege zu verpflichten, am Schluſſe des Vereins⸗ 
jahres conforme tebellariſche Ausweiſe zu liefern, fo hätte fie alſo uur 
über folgende Punkte Notizen nothwendig, und zwar bel jebem 
Vereine: 

1 über die Zahl der Vereinsverſammlungen, 

2. über die Zahl der Sitzungen des Vereinsvorſtaudes, 

3. über die Zahl der Correſpondenzſtücke und der ſonſtigen 
schriftlichen Erledigungen, 

4. über die Zahl der Mitglieder (Ehrenmitglieder), 

5. über die Zahl der Beamten und Diener des Vereines, 

6. über die Höhe der Einnahmen aus den Mitgliederbeikrägen, 

7. über die Höhe der Emuahnten aus dem Bereinövermögen, 

8. und aus Sammlungen außerhalb des Vereines oder auderen 
Zuflüſſen, 


9. über die Höhe der Ausgaben für die Bekundung des Ver⸗ 
einszweckes, 

10. über die Höhe der Ausgaben für die Miethe und Be⸗ 
wüßung der eigentlichen Vereinslocalitäten, 

11 über die Hohe der Ausgaben für ſonſtige Verwaltungs: 
erforderniſſe (Gehalte, Löhne), 

12. über Die Geſammtſumme des Vereinsvermögens, endlich 

13. über den Werth der unbeweglichen Güter des Vereines. 

Zur Sicherung der Wahrheit müßte der Anordnung dieſer No⸗ 
tigen noch bie Verpflichtung beigefügt ſein, daß die Answetſe auf 
Grund eines jedesmaltgen und jedesjährigen Beſchluſſes des Vereins. 
directoriums und under Haftung des Vorſtandes zu verfaſſen ſeien 

Die läuderweiſe von deu Statthalterſchaften zuſammengeſtellten 
Ausweise hatten daun ſefuerzeit jenem Centralorgaun, jener General⸗ 
inſpection des gefammten Vereinsweſens zuzukommeu, welche über kurz 
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oder lange, ſicher aber im Verlauſe weniger Jahre, im Miniſterium 
des Innern wird zu Stande kommen müſſen, und die eben ſo wie 
die künftige Generalinſpection für das Erwerbsweſen durch Geſell⸗ 
ſchaften, und wie die Generalinſpection für das Eiſenbahn⸗ und Ver⸗ 
kehrsweſen, das echte und taugliche Ueberwachungsorgan für dieſen 
Gegenſtaud der Verwaltung zu bilden haben wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die politiſche Behörde iſt berechtigt, die gerichtliche Depo⸗ 
uirung des Ablöſungsbetrages für eiue G berlaſſung zu⸗ 
Bergbanzwecken anzuordnen, wenn das Gig um der Grund⸗ 
fläche inſoferne offenbar ſtreitig erſcheint, als ſowohl der factifche 
vie der grundbücherliche Beſitzer Anſprüche auf die Ansfolgung 
der Enkſchaͤdigungsſumme erheben ($ 108 a. Brg. G. und 

S Es a. b. G. B.). 


Die Grundpareelle Nr. 845 in der Gemeinde H. bildete ches 

dem einen Beſtandthell des laudtäflichen Gutes H., nun den Dr. M. 
gehörig, dieſe Parcelle wurde aber ſchon vor Fahren in kleinere Thefle 
abgetheift, welche ſich ſeltdem im factiſchen Beſltze mehrerer Inſaſſen 
von H. befinden, ohne daß dieſe Did etzt die grundbücherliche Zus 
ſchreibung der in ihrem Beſitze befindlichen Grundautheile bewirkt 
jätlen. 
N Im März 1870 hat nun Guſtap B., Bergwerksbeſiger aus E., 
bei der dortigen Bezirkshauptmaunſchaft um die zwangsweiſe Grund⸗ 
überlaſſung jenes Aukhelles pr. 682 Quadratklafler der Parcelle Nr. 
845, welcher ſich im Beſite des Inſaſſen Mathias K. aus H. befin⸗ 
det, zu feinem Bergbaubetriebe angeſucht. Bei der hierauf gepfloge⸗ 
nen commiſſtonellen Erhebung wurde die Anlage emmes Förderſchachtes 
durch B. alt gerechtfertiget erkannt, und erklärten ſich ſowohl Dr. M. 
als Beſiter des Gutes H., ſowie auch Mathtas K. einverſtauden, daß 
B. deu obenbezeichneten Grundantheil pr. 682 Quadratklafter um ben 
durch die Schäßzleute erhobenen Schätzungswerth ing volle Elgenthum 
übernehme. Dr. M. verlangte, daß der Entſchädigungsbetrag zu 
feinen Handen ausgezahlt oder gerichtlich deponirt werde. K. peotefttrte 
genen die Anszahlung des Eutſchädigungsbetrages an Dr. M. uud 
erklärte, den fraglichen Grundantheil dem Bergbauumternehmer nicht 
früher zu überlaſſen, bis er die Enſchädlgung erhalten. 

B ſuchte nun bel der Bezirksbehörde au, daß ihm nach Erlag 
der Entſchädigungsſumme ber der Behörde — ohne Rückſicht auf 
beffen Zutheilung — die Bewilligung zum Beginne des Baues er⸗ 
theilt werde. Ueber dieſes Begehren entſchied die Bezirkshanptmann⸗ 
ſchaft zu F. auf Grundlage des Gutachtens der Berghauptmannſchaft: 
„Die von B. angeſuchte Ueberlaſſung des beſagten Anthelles wird als 
zuläſſig erkannt, weil in Folge der guten Qualität bed Kohlenlagers 
und deſſen Mächtigkeit die Expropriation getechtfertigt erſcheint; die 
Beſitzen dez Grundes Dr. M. und K. haben daher denſelben dem B. 
um den Schätzungswerth von 376 fl. 10 kr. und gegen eine weitere 
Entſchädigung für die Düngung pr. 68 fl. 20 kr. käuflich ins voll⸗ 
ſtändige Eigenthum in überlaſſen; dagegen ſel B. im Sinne der 
95, 100 und 104 allg. Berg-⸗Geſ, verpflichtet, den bezeichneten Kaufe 
schilling und Entſchädigungsbetrag vor der Occupation des Grundes 
bar zu erlegen und die Koſten der Contractsausferttgung, Grunde 
abtrennung und bücherlichen Umſchreibung aus Eigenem zu beſtreiten. 
Nachdem aber das Eigenthum der Grundfläche pr. 682 Quadratklafter 
ſtreitig fei, habe B. den Kaufſchilling und Entſchädigungsbetrag bei 
der Bezirkshauptmannſchaft zur weiteren Verwahrung daſelbſt zu er⸗ 
legen; nach Erlegung dieſes Betrages werde dem B. die Bewilligung 
zum Beginne des Bergbanes auf der fraglichen Grundparcelle ſofort 
ertheilt werden“. 

Gegen diefe Entſcheidung und zwar nur inſoferne als in der⸗ 
felben die Depontrung des Kaulfſchtzengs und der Entſchädigung bei der 
Bezirkshauptmannſchaft angeordnet wurde, brachte Mathias K. 
den Recurs ein, worin er geltend machte, daß das a. Berg⸗Geſetz 
nur den gerichtlichen Erlag der Ablöſungsſumme fee ($ 103 
a. Berg⸗G) und daß der letztere nur dann ſtattzufinden habe, wenn 
ein oder der andere Theil mit der Beſtimmung über die Art und 
Größe der Entſchädigung nicht zufriedengeſtellt iſt. In dem vor⸗ 
liegenden Falle jeien aber der Bergwerkbefitzer, ſowie er als Grunde 
Geber bezüglich der Art und Größe der Entſchädigung einig, daher 
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der Bergbauunternehmer zu einer gerichtlichen Depontrung der Ab⸗ 


löſungefumme nicht berechtiget fe. Recurrent habe als Beſitzer des 
Grundes nach $ 323 a. b. G. B. die rechtliche Vermuthung eines 
giltigen Titels fur ſich, und könne zur Angabe desſelben nicht aufge⸗ 
fordert werden; er habe es auch wicht nöthig, gegen Dr. M. klagbar 
aufzutreten; dies obliege vielmehr dem Letzteren, wenn er den Grund 
evinciren wolle. Dr. M. habe bisher gegen Recurrenten eine Klage 
nicht eingebracht, und die bloße Behauptung desſelben, daß der ſrag⸗ 
liche Grund zum Gute H. gehöre, könne doch nicht genügen, dem 
Recurrenten den Beſitz einer Sache zu entziehen, welche ſchon im 
Jahre 1790 an feine Vorfahren übergegangen ſei 

Die Statthalteret hat über dieſen Recurs die Entſcheidung der 
Bezirköhauptmanuſchaft zwar infoweit abgeändert, als fie nun auf die 
gerichtliche Verwahrung, det Ablöſungsbetrages erkannte, dem Begehen 
dei K. um Ausfolgung des Betrages zu fetten Handen aber nicht 
finttgegeben, „da es bet dem protokollariſchen Anſpruche des Dr. M. 
auf den Entſchädigungsbetrag im § 103 des a. Berg⸗Gefetzes und 
im § 1425 des a. b. G. B. begründet erſcheine, den Exlag des 
Ablöfungsbetrages nicht zu Handen deß K. anzuordnen, jedoch nach 
den bezogenen Paragraphen die Erlegung des Ablöfungabetrages in 
die gerichtliche Verwahrung vorgeſchrieben fe“. 7 

Im Miniſterkalrecurſe machte Mathias K. noch iusbeſondere 
geltend, daß in dem vorliegenden Falle ebenſo wie der § 103 g. 
Berg⸗Geſez auch der $ 1425 a, b. G. B. keine Anwendung finde, 
nachdem ja der Gläubiger hier bekaunk ſei. 

Das Minifterrum des Innern hat unterm 19. Jänner 1871, 
3. 16015870 im Einverſtäudniſſe mit dem Ackerbaumtniſterlum 
die Stattbalterei⸗Entſcheidung aus deren Motiven . 

V. Km. 


Der Umſtand, daß für eine Ortſchaft ein vollſtändiger Lagerplan 

feſtgeſtellt it, verpflichtet die Gemeinde noch wicht zur Einlöſung 

der Grundflächen für die im Plaue fiene der 59 eee ne 

ſoferne daher die Gemeinde die Herſtellung der projectirken, Stra⸗ 

ſienzüge nicht ſeluſt auſtrebt, erſcheint der ad Bauwerber 
als Abtheillungswerber im Sinne der Bauordnung. 


Die Stadtgemekude E. (in Böhmen) hat im Jahre 1865 ben 
Lagerplan zur Anlage eines neuen Stadkthelles in der Richtung des 
Bahnhofes entworfen. Nach durchgeführter commiſſioneller Verhand⸗ 
lung wurde dieſer Plan am 25. Janner 1870 von der Statthalteret 
im Grunde der Beftimmung des $ 88 ad 2 der böhmlſchen Bau⸗ 
ordnung vom 11. Mat 1864 genehmigt. 

In dem Terraitn welches für die Anlage des nenen Stadttheiles 
beſtimmt tft, beſizt Anton 3. Grundftide im Ausmaße von 5 Joch, 
welche in die Baugruppe VII, VIII und IX fallen. Nachdem ber 
Lagerplan genehmigt war, ſtellte Anton 3. in der Eingabe vom 
18. Auguſt 1870 an die Statthalterei die Bitte, dieſelbe möge die 
Aubsſteckung und Einlöſung des nach dem Lagerplane zur Anlegung 
von Straßen und Gaſſeu beſtimmten Grundes veranlaſſen, weil bie 
Gemeinde E. die Einlöſung dieſer Grundflächen ablehne und die 
Abſicht habe zuzuwarten, bis die Befitzer der Baugründe um den 
Bauconſens einſchreiten und daun geſetzlich verpflichtet ſein werden, 
die zur Aulegung der Gaſſen erforderliche Fläche von ihren Grund⸗ 
ſtlücken unentgeltlich abzutreten. Anton 3. machte hiebei geltend, daß 
er, wenn er auch feinen Grund zu Bauſtellen zu verwenden die Abe 
ſicht habe, dennoch nicht als „Abthellungswerber“ im Sinue des $ 67 
der böhmiſchen Bauordnung) angejehen werden könne, weil der 
Stadterweiterungsplan von der Gemeinde ausgegangen ſei und er 
gegen deſſen Ausführung und Genehmigung wiederholte Proteſte ein⸗ 
gebracht habe. 

Die Gemeinde erklärte über dieſes Begehren des Anton Z. daß 
der Letztere ſeine Grundſtücke parcellire und als Bauſtellen veräußere, 
ſomit als „Abtheilungswerber“ im Sinne des § 67 der B. O anzu⸗ 
ſehen und verpflichtet jel, den Grund zur Herſtellung der künflig 
feine parcellkrte Realität durchziehenden Straßen uneutgeltlich an die 
Gemeinde abzutreten 


) Abtheibhunge werber ift der, welcher überhanpt „auf einer nach Baupläken 
abznthellenden großeren Grunbfläche ($ 65 B. O) Bauten aufführen will 

8 67 Alinea 1 jagt: „Der Abthellungswerber hat den Grund zur Herſtel⸗ 
lung der künftig, feine kartellirke Mealtiät durchziehenden Stroßen unentgeltlich nn 
die Gemeinde al zukrclen“. 


Die Slatthalterei entſchied unterm 13. October 1870 bahn, 
daß Anton 3. nicht als „Abtheilungswerber“ im Sinne der 88 65 
bis 68 B. O. angeſehen und zur unentgeltlichen Abtretung der Grund⸗ 
flächen zur Herſtellung der feine Realität künftig durchziehenden Stra⸗ 
ßen verhalten werden könne, weil das Project der Stadterweiterung 
vom Stadtrathe ausgegangen ſei. Es ſeien daher, falls ein Ueberein⸗ 
kommen nicht erztelt werden ſollte, die Beſtimmungen des § 7 der 
B. O.) und des $ 365 des a. b. G. B. in Anwendung zu bringen, 
in welcher Beziehung der Stadtrath die Verhandlung einzuleiten, und 
eventuell um die Fällung des Expropriationserkenutniſſes anzuſuchen. 
haben werde. 

Gegen dieſe Statthalteretentſcheidung brachte die Gemeinde E. 
den Recurs bei dem Miniſterium des Innern ein. In demſelben 
wurde geltend gemacht, daß der Grundcompler des Autou Z., ſobald 
er von Straßen aufgeſchloſſeu fein würde, einen viel größeren Werth, 
als bisher repräſentireu werde, daß es aber eben ſo unbillig als geſez⸗ 
lich unbegründet fei, von der Gemeinde zu verlangen, fie ſolle Grund⸗ 
flächen einlöfen und durch die noch beſtehenden Gärten des Z. Stra⸗ 
ßen herſtellen, damit dieſer dann feine Bauſtellen höher verwerthen, 
könne. Insbeſonders wies die Gemernde darauf hin, daß es ihr bel 
der Auffaſſung welche der Statthalterelentſcheidung zu Grunde liege, 
geradezu unnilhlich würde, die Regultrung und Erwefterung der Stadt 
auzuſtteben und durchzuführen 

Das Miniſterium des Innern hat mit der Entſcheidung vom 
18. Februar 1871, 8. 18.457 dem Recurſe der Gemeinde E. Folge 
gegeben, und unter Behebung der angefochtenen Statthaltereientſchei⸗ 
dung das von Anton Z. in der Eingabe vom 18, Auguſt 1870 ge 
ftellte Begehren um Veranlaſſung der der Gemeinde E. zugemutheten 
Einlöſung der nach dem genehmigten Stadterweiterungsplane zur An⸗ 
legung von Straßen bun 0 hen Grundflächen abgewieſen. 

Aus nachſtehenden Gründen: „Es liegt keine dien Beſtim⸗ 
num vor, and welcher gefolgert werden könnte, die Gemeinde E. 
jet bloß deßhalb, weil ihre Orgaue in Handhabung der Bauordnung 
einen vollſtändigen Lagerplan für die ſefnerzektige Erweiterung der 
Stadt entworfen und zur Genehmigung vorgelegt haben“), auch ſchon 
verpflichtet, die Grundflächen für alle im Plane projectirlen Sfraßen⸗ 
zige einzulöſen. Beabfichtigt Anton 9. feine in die Baugruppen Nr, 
VII, VIII und IX fallende, nicht unbeträchtliche Grundfläche zu par⸗ 
cefftven und als Baugrund zu verkaufen, fo it es — abgeſehen von 
der ausdrücklichen Beſtimmung des § 69 der böhmtſchen Bauordnung 
vom 11. Mai 1864, 8 G. und V Bl. Nr 20 — feine Sache, den 
nothwendigen Zugang zu dieſen Bauſtellen und zwar in der durch die 
Banordnung feſtgeſetzten Breite und unter Einhaltung der durch den 
genehmigten Lagerplan beſtimmten Richtungen zu belaſſen und es kann 
derſelbe hiefür berechtigter Weiſe au die Gemetude, ſolauge dieſe nicht 
etwa die Herſtellung der Straßenzüge ohne Rückſicht auf die ſeiner⸗ 
zeitige Verbauung der durchſchuikteneu Grundflächen ſelbſt auſtrebt, 
einen Auſpruch auf Entſchädigung nicht ſtellen. Wenn in dem vor⸗ 
liegenden Falle die Gemeinde E. bereits den Geſammtplau für die Er⸗ 
weiterung der Stadt entworfen und deſſen Genehmigung erwirkt hab, 
ſo kann allerdiugs davon abgeſehen werden, daß Z., falls er feine 
Grundflächen parcelliren und als Baugründe veräußern will, der ihm 
ſonſt nach den Beſtimmungen der 89 65 und 66 der Bauordnung 
obliegenden Verpflichtung zur Vorlage eines Abtheilungsplanet für 
dieſe beabfichtigte Parcellfrung ſeiner Baugründe nachkomme; in Folge 
deſſen hört derſelbe aber micht auf, Abtheilungswerber im Sinne ber 
88 65 und 68 der Bauordnung zu fein, und es wird hiedurch auch 
die ihm geſetzlich weiter obliegende Verpflichtung zur unentgeltlichen 
Abtretung der Straßeugründe in keiner Weiſe alterirt.“ Km. 


Notizen. 


Gur Frage des Eigenthums der Schulgebäude und ber 
pücherlichen Auszeichnung der Schulgebäude. Big. Nr. 11 und Nr. 16 
dieſes Jahrganges der Zeitschrift.) Zufolge des $ 12 des Gefehes vom 19. Anguſt 
1864, Nr. 10 des L. G. u. B. B. für Steiermark, ſpricht die rechtliche Bernnuthirng 
für dad Gigenthumßtecht der Schulgemeinde auf die Schulgehände in allen Bien, 
in denen has Eigenthums echt eines Andern uicht nachgewieſen wird. 

8 7 ſpricht von der Entſchädigung für „zwangewelſe Enteignung aue 
Anlaß einer Regulizung“. K 

) Bezüglich der Lagerpläne beſteht nur im g 728, O, bie Belm ung; 
Ueberfaupi ſoll jede Gemeinde ſich Im Beſihe richtiger Lagerpläne befinden“. 


— 68 


Der Uebergang bes Eigenthumes der Schulgebäude an die Schutgemeinde wird 
nur bort nicht flattfinden, wo ber gerichtsordnungsmäßige Beweis für das Eigen- 
ihumsrecht eines Andern an eluem derlei Schulgebände erbracht wird 

Im Falle ſolche Schulgebäude in einem Grundbuch einkom uten, werden dem. 
nach von dem Eigenthumsanſprecher der betreffende Grundbuchbertract und die Ur« 
kunde, auf welche ſich die bezügliche Eigenthumsvergewährung gründet, vorzule⸗ 
gen fein, 

Bildet das Schulhaus keinen ſelbſiſtaudigen Grundbuchskörper und wird das 
Etgenthum an demſelben aus dem Grunde von Seite eines Dritten iu Anſpruch ge⸗ 
nommen, weil es auf deſſen Grund und Boden, alſo auf einer zu elnem größeren 
Grundbuchekörper gehörjgen Parcelle aufgehaut erſchelut, jo wird der Grundbuchz⸗ 
ertract betreffs dieſes größeren Grundbzlchskörpers vorzulegen und der Nachwelb zu 
erbelngen fein, daß bie Area, auf welcher das Schnlhaug erbant iſt, einen Integriven« 
den Beſtandtheil der bekreffenden bücherlichen Entität bilde, und daß der Schlußpſaßz 
des 8 418 0. b. G. B. im gegebenen Falle nicht plaßgreiſe, zeſp. das Schulgebäude 
nicht von der vormaligen geſeßlichen Schulconcurrenz mit Wiſſen des Grundeigen ⸗ 
thümers erbaut worden ſel. 

In den meiften Fällen dürfte bie Erbauung der Schulhäuſer durch bie geſeh⸗ 
uche Goncurrenz mit Miſſen des Fetreffenden Grundeigenthiimerh ftaitgefunben haben. 

Dielfadhe Aufklärung im Gegeuſtande der Frage dürften insbesondere die Acten 
betreffb friiherer Eoncurrenzverhandlungen geben. 

Werden von dem Eigenthhumzanſprecher Nachweſſe zur Harthwung bes Eigen: 
chumlechtes beigebracht, ſo wird noch in Erwägung zu ziehen ſeln, ob die Schul. 
gemeinde das Eigenthum nicht nachhinein durch Erſttzung erworben habe, 

Wird das Elgenthum auf Schulgebäude von einem Anderen zwar ange: 
ſprochen, jedoch nicht anch gleichzeitig der erforderliche Bewele bleſtür beigebracht, jo 
wird fich im Sinne bed $ 12 des Geſetzeß vom 17 Auguſt 1864 Fin den Uebergang 
den Eigenthums der Schulgebäude an die Schulgemelure daun auszusprechen fein, 
wenn bie Betreffenden ihre Eigenthumsanſprüche nicht binnen einer feſtzußeßenden 
Friſt documentariſch nachweſſen, wo ed Ihnen ſohin nur mehr im Rechtswege frei. 
stünde, uhr ekmaigen ſtärkeres Recht geltend zu machen. 

Sind auf dieſe Weise dle Subfttate für die Entiheidung, ob das Eigen⸗ 
thumorecht auf das Schulgebäude im Sinne des obbezogenen Geſehes an die Schul, 
gemeinde übergegangen fei oder oß ihr bloß das Benüßungsrecht Hierauf zuſtehe, ge ⸗ 
ſammelt, wird die Entſcheldung ſelbſt zu fällen, den Betreffenden zu intimiren und 
wenn der gzeſtpuntt abgelgafen iſt, Innerhalb. welchem einem allfällig bagegeır einge: 
brachten Recurſe aufſchlehende Wirkung zukdnmt, wegen Ausstellung det Auſſandg. 
urkunde das Meitere zu veranlaſſen ſem. 

Solche Entſcheſdungen können übrigens ſelbſtverftändlich nur ein Propſſorkum 
ſchaffen und elner etwalgen Entſcheldung im Rechtewege nicht prgſudletrlſch fein. 

Würbe nicht auf den Uebergang des Etgenthumzrechtes erkauut, fo wird nach 
9 10 der Inſtrneklon vom 17. Jänner 1868 fiber die Geſch. abe am die Schul: 
conemntenzaubſchrſse die Mlbmung der Schulgebäude zu Schulzwechen zur üchenllchen 
Auszeichnung zu bringen ſeln, (Erlaß des ſtelermärk. Landeoſchulrathen vom 27. Mürz 
1871, 8. 140, an einen Bezlrkſchntralh.) 


(Anſicht über die Berechtigung zur Vornahme der Mobiler 
Erecuttun Seitens des Gemeindevorftehert.) Die Gemeindevorſtehung 
W. ließ vor dem Hanſe bed Inſaſſen T., welcher den vom Hache auf die Straße ge. 
fallenen Schnee nicht wegſchauſeln wollte, dies auf ſelue Koſten vollziehen und kün⸗ 
digte ihm, falls er den Koſtenbetrag von 1 fl. nicht binnen acht Tagen bezahle, die 
Mobilorerecutlon an. T. brachte gegen dieſe Verffigung ber Gemeindevorſtahung bet 
der Bezirkehauptmannſchaft Kl. einen Recurs ein, in welchem er unt behauplete, dle 
Schrenvegräumung jer unuothwenbig geweſen, be bie Gomnauniealion auf der Straße 
nicht gelktten habe. Die Bezirkshauptimannſchaft wies biefen Recurs unterm 25. Juli 
1870, Nr. 5782, an den Gemelndeausſchuß und bemerkte Lei dieſer Gelegenheit ber 
Gemeindeuorſſehung, „daß die Mobilnrexecution nicht in den eigenen Wirkungakre td 
ber Gemelnde gehöre, und daß bel dem Unflande, als dieſe Berechtigung der Gemein de 
nicht ein für alle Male (wie 4 B das Strafrecht bel Handhabung der Ortopolizel) 
übernagen wurde, von Fall zu Fall ber ber polltiſchen Bezirköbehörde um die Bewilli⸗ 
gung der Ererutton durch Vornahme der Mob ilarpfändung anzujnchen fe.” (Ber- 
gleiche Mitkhellung ans der Praris in Nr 25, Jahrgang 1869 diefer Zeitſchrift) 


Verordnungen. 


Erlaß des f. k. Miniſtertums für Landesvertheidigung vom 10. Marz 1871, 
3. 30 27/886 TI, betreſſend Vorſichten für Minderjährige, welche auf das Nach ⸗ 
maunsxecht verzichten. 


Es iſt der Fall vorgekompten, daß ein nach der Losreihe Geſtelller, welcher 
im Sinne des 9 69, 4 der Instruction zur Ausffihrung der Wehrgefetze auf fein 


Nachmannsrecht verzichtete, von feinem Vater reclamkrt unde, well dieser Veryicht 
des winderlührigen Sohnes uicht mit feiner Zuftimmung erfolgte bie erwähnte Verzicht. 
Teiftnng aber nue im Falle der Eigenberechtigung des Berzichtenden wirlſem fein kann. 

Nachdem ber zur thalſächlichen Geltung gelangende Verzicht auf das Nach⸗ 
manusrecht, womit der Betreffende ſich freiwillig zur Uebernahme der andgebehnteften 
Dienfipflicht (Linien Reserve und Landwehr) Herbeifäft, von welcher er dinch feine 
Eullaflung als Rachmann ganz oder doch mindeſtens temporär enthoben wiltde, 
eigentlich nur ald eine Abkürzung des formellen Verfahrens des Freiwilligen Eintrittes 
zu betrachten und hiezu nach $ 20 des Wehrgefetzes die Juſtimmung bed Vaters oder 
Vormandez erforderlich it, jo findet die Minſſierlal⸗Inſtanz — um ähnlichen Ne. 
clamalionen für die Zukunft zu begegnen — in Erwägung des $ 69, 4 der In. 
ſiruction zur Ausführung der Wehrgeſeze zu ver füge u, daß Minderſährige, welche 
auf das Nachmannsrecht verzichten, gleichwie für den frehuilfigen Eintritl vorgeſchrie⸗ 
Sen iſt, bie legoliſirte ſchriftliche Zuſtimmunng deb Vaters ober Vormundes hiezu bel. 
zubringeu haben 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben die Leim gemeinfanen Oberſten Rechnungöhofe erle⸗ 
digte Präfitentenftetfe dem bisherlgen Leſler dieſes techuungshofeg, Hofrath Joseph 
Rütter v. Prelenthner verliehen, 

Seine Majeſtät Haben bie Ueherſehung des Lei der Jachtechnungbabtheilung 
des Reichakriegemtulſterpung in Verwendung ſtehenden Hofrothes Leopold Ritter v. 
Wiejer zum Oberſten Rechnungähofe bewilltget und bemfelben eine daſelbſt erledigte 
Hofrathoſtelle verlfehen 

eine Majeftät haben den Regierungsrat im k. E. Oherſthoftneiſteraune 
Frnnz Edlen v. Raymond zum wirklichen Hofrathe und Kangleibireckoe dieſes Am. 
tes ernannt. 

Selne Majeſtät haben dein Botſchaftsrath Guſtap Grafen Kalnaky den 
Titel und Charakter eines außerordentlſchen Gesandten und bevollmächtigten Minifterd 
tarfıet berllehen. 

Seine Majeſtaͤt haben dem Fluanzwachcommfſſär Alois Fal tis das goldeue 
Verpſeuftkreuz und dem Finanzwachreſpielenten Ferdinand Gueſdt das ſllberne Ver⸗ 
dienftkreuz mit der Krone verllehen. 5 

Seine Majeftät haben dem Dberinfpector der öſterreichiſchen Eifeuhahnen, 
Eniferl, Rathe Martin Riener den Titel und Charakter eines Regierllugsrathet 
verliehen. 

Seine Mageſtät haben dem Gonceplgadjunclen im Handelsmintſtertum Karl 
Freiherrn v. Ru mers kun ch anläßluch ſeineg Mudtaitter ang dem Staaladlenſte tax 
frei den Titel und Charakter eineg Minſſterlalconcipiſten verstehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzlelpirector des Oberſthofmarſchollamtes P. 
ſidenten Ed Freiherrn v. Salyberg bei Berſeßung ın den bleſbenden Ruheſtand die 
U h. Unertenunug ausgesprochen. 

Seine Maleſtät haben den Sectlongrath Dr, Auguſt Balhlelt zun Hofe 
rathe und Kamzfefbivertor des k. f. Oberſthofmarſchallanctes ernannt. 

Seine Majeflät haben bie Stelle des Directors der k. k. Gemäldegallerke und 
Reſtaurirſchule dem Profeſſor an der Akademie der bildenden Künſte Ednard 
Eugerth verliehen, 

Seine Maſeſtgt haben den Berggefehworenen Chriſtlan Mlaby in Koma) 
und Aloſe Pallau ſch in Gall den Titel und Charakter von Bergcommiffänen tapfuei 
verliehen. 


Erledigungen. 


Vorſtand « Stellvertretexäftelle zel der böhmiſchen Finanzlandesdirecton mit 
Fluauzrathstitel und Charakter und 1800 fl. Gehalt, evontuell elne Rechnungsraths⸗ 
ſtelle mit 1600 fl, reſp. 1800 fl. Gehalt, bie Mitte Mat. (Amtsbl. Me. 108.) 

Banadjnnetenftelle J. CL, für Sberbſterreich mit 800 fl. Sahreggehalt, event, 
700 fl und Bauprakticautenſteſle mlt 400 fl. Abiutum, big 18. Mal. (Amtsbl. 
Nr. 104.) 

Zwei Jugenleuroftellen J. GL mit 1100 fl. zwei Ingenieursſtellen mit 1000 fl. 
Bu eiient, zwei Bauabjuncteuftelen I. Gl mit 800 fl, event. M. El, mit 700 fl. 

zahresgehalf, bis Ende April. (Umtsht, Nr. 104.) 

Trieben € ehen Im Niuderlfterreich unit je 800 fl. und Quin⸗ 

len, und zwar: in Hernald, Sechehaue, Boden, Bruck a. d deuha, 
Bflias, Kreng, Zwetil, Waldhofen a. d Thaya, Wr.⸗Reuſtadt, Korneuburg, 
St. Pölten, Amftetten, Horn, bis 20 Dial. (Amtsbl. Nr. 105) 

Kanzleioffictaläftelle bei der mähriſchen Binanzlanbedbitection mit 800 fl. 

lährlich, event. 700 fl. 600 fl. oder 500 fl. big 10. Mai. (Amtabl. N. 105.) 

Armimanitendfiie für Wien, IX. Bezirk, Alſergruud, mit 300 fl. Sahred- 
tenmuerztiort, 8% % Mat Leh, Ne. 106.) 
Dberamilunteulorditelle been Hauptzogamte in aß 1200 fl. Gehalt, 
5 Wohnung ober Quarttergeld, gegen Caution, bis Mitte Pat (Amtsbl. 

* 106.) 


Zwel Begrelsconmiffäzaftellen in Dalmatien mit 1000 fl. und 800 fl. Gehalt 
jihrlch, big 10. Mal. (Amtsbl. Ne. 106.) 

Aue marzlengſtelle in Mien, Mariahilf, VI. Bezirk. mit 300 fl. Jahres- 
eee, bis 15. Maj. (Amtsbl. Nr. 105) 

Finanzſecretärsftelle bei der niederbſterteichlſchen Finanzlandesdlrertlon mit 
1600 fl. Gehakt jährlich, event. mit 1400 fl. und dem Quartiergelde jährl. 250 fl.. 
event. eine Finanzbezirks- ober Finangcommiſfärsftelle I. El. mit 1400 fl. ober 1200 fl 
Jahreggehall, evenl. eine Finaugbeziekg, oder Finanzeommiſſärsftelle I. El mit 
7000 fl. Gehalt und 200 fl. Quarkiergeld. (Amtsbl. Nr. 106.) 


Deut der . Wiener Zeitung. 


Für den Oruck verantwortlich C. Piſtori. 


